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Bürgerschaft mit links
Antikommunistische Kampagne ändert nichts an den guten Prognosen für Die Linke in Hamburg. 
Selbst Lafontaine und Gysi reichen DKP-Kandidaten der Hansestadt die Hand. Von Andreas Grünwald

Endspurt in Hamburg. Am 
Mittwoch abend feuerten die 
Parteichefs der Linken, Gre-

gor Gysi und Oskar Lafontaine, ihre 
Mannschaft in der Hansestadt noch 
einmal richtig an. Über 1 000 Anhän-
ger drängten sich in der Altonaer »Fa-
brik«. Mehrere hundert mußten drau-
ßen bleiben. Es war einfach zu voll. 
Hamburgs Linke-Spitzenkandidatin 
Dora Heyenn gab sich überzeugt, daß 
es einen »Politikwechsel im Rathaus« 
nur mit Einzug einer starken Fraktion 
in die Bürgerschaft geben könne. »Nur 
wir stehen für Glaubwürdigkeit«, rief 
sie. Dem konnte sich Gysi nur an-
schließen: »Ich will, daß ihr so stark 
werdet wie möglich«, denn nur dann 
bestünde die Chance, daß »die SPD 
wieder etwas sozialdemokratischer« 
und die Grünen »vielleicht wieder 
etwas friedlicher« werden. Nur seine 
Partei stünde »für soziale Gerechtig-
keit«, für das Ende des Niedriglohns, 
für die Streichung von Leiharbeit. Die 
bezeichnete Gysi als eine »moderne 
Form der Sklaverei«. Energisch for-
derte der Redner den »Aufbruch von 
Monopolstrukturen durch staatliches 
Eigentum«, vor allem im Energiesek-
tor. Forderungen der Linken, wie etwa 
die nach einer Rekommunalisierung 
der Kliniken in Hamburg, seien durch-
aus finanzierbar: »Wenn wir die Steu-
ern auf europäisches Normalniveau 
anheben, dann haben wir 120 Milliar-
den Euro zusätzlich in die öffentlichen 
Kassen«, so Gysi. Auf Bürgermeister 
Ole von Beust (CDU) und seinen SPD-
Herausforderer Michael Naumann ein-
gehend, betonte Gysi, daß diese sich so 
ähnlich seien, daß es ohne die Linke 
»kotzlangweilig« in der Bürgerschaft 
werden würde.

Ein Ball, den Linke-Parteichef Os-
kar Lafontaine aufnahm: »Naumann, 
der sich nun über die Existenz von 
Armenküchen in Hamburg beklagt«, 
habe »diese Suppe selbst mit einge-
brockt«, als er und seine Partei die 
Hartz-IV-Gesetze einführten. Nur die 

Linke halte an der Forderung nach 
Streichung dieser Gesetze fest. Auf 
die Steueraffäre um den ehemaligen 
Post-Chef Zumwinkel eingehend, 
forderte Lafontaine die Einführung 
einer »Reichensteuer«. Empört zeig-
te sich der Redner schließlich über 
die »scheinheilige Kommunisten-
debatte«, die nach einem Interview 
der DKP-Landtagsabgeordneten 
Christel Wegner in der ARD-Sen-
dung »Panorama« losgetreten wur-
de. Der Forderung des Grüne-Par-
teichef Reinhard Bütikofer, Ange-
hörige ehemaliger K-Gruppen und 
DKP-Landeschef Olaf Harms, von 
der Bürgerschafsliste der Linken zu 
streichen, quittierte der Redner mit 
der Bemerkung, ob Bütikofer nicht 
mehr wisse, woher er selbst komme. 
Scharf attackierte Lafontaine auch 

CDU und FDP. Diese hätten offenbar 
vergessen, wie viele »Blockflöten« 
sich in den eigenen Reihen befinden. 
»Ich dachte, die CDU wäre stolz dar-
auf eine ehemalige FDJ-Funktionä-
rin zur Bundeskanzlerin gemacht zu 
haben«, scherzte Lafontaine. Auch 
seiner  Partei empfahl er dringend, 
diese »antikommunistischen alten 
Kamellen« von der heiteren Seite 
zu nehmen. »Das zieht doch nicht 
mehr«, so der Redner mit Blick auf 
jüngste Wahlumfragen in Hamburg. 
Demnach könnte die Linke mit 
neun Prozent am Sonntag sogar als 
drittstärkste politische Kraft in die 
Bürgerschaft einziehen. Lafontaine 
fügte hinzu, daß der Maßstab für die  
Listenvorschläge doch darin beste-
hen müsse, daß »unsere Kandidaten 
nicht auf den Gehaltslisten der Groß-

konzerne stehen.«
Gysi hatte kurz vor Veranstal-

tungsbeginn vor einigen Journali-
sten betont, daß er die Mitnahme 
von DKP-Mitgliedern auf den linken 
Wahllisten nicht als Zukunftsmodell 
betrachte. Doch mit dem Hamburger 
DKP-Landeschef Olaf Harms habe 
er »kein Problem«. Ein Standpunkt, 
den auch Dora Heyenn in den letzten 
Tagen immer wieder betont hatte. Sie 
lasse auf die zehn DKP-Mitglieder, 
die für die Bürgerschaft und die Be-
zirksversammlungen auf linken Li-
sten in Hamburg kandidieren, nichts 
kommen. Sie stünden auf der Grund-
lage des linken Sofortprogramms.

u Wahlparty der Partei Die Linke in 
Hamburg, Sonntag, 24. Februar, ab 17 
Uhr, Fabrik in Altona, Barnerstraße 36

Wie Ihre Genossin Chri-
stel Wegner waren auch 
Sie Donnerstag letzter 

Woche in einer »Panorama«-Sen-
dung im ARD zu sehen, die DKP-
Kandidaturen auf Linkspartei-Li-
sten zu skandalisieren versuchte. 
Wurden Sie inzwischen bei Ver-
anstaltungen oder an Infoständen 
darauf angesprochen?

Meiner Erfahrung nach – und das ha-
ben mir andere bestätigt – hat sich 
diese »Panorama«-Sendung in Ham-
burg nicht großartig ausgewirkt. Das 
liegt wohl daran, daß die Leute zur 
Zeit andere Sorgen haben und wissen, 
wer ihnen Hartz IV beschert hat. Das 
ist jedenfalls mein Eindruck, der auch 
durch die aktuellen Umfragewerte für 
die Partei Die Linke gestützt wird. 

Was war Ihrer Meinung nach 
Sinn und Zweck der »Panora-
ma«-Sendung zu diesem Zeit-
punkt?

Die Sendung hatte zwei Aufgaben: 
Erstens, Einfluß auf den Hamburger 
Wahlkampf zu nehmen und durch an-
tikommunistische Hetze die generelle 
Unwählbarkeit der Partei Die Linke 
aufzuzeigen. Zweitens sollte sie inner-
halb der Linkspartei eine Distanzie-
rungswelle auslösen. Das ist in Ham-
burg beides nicht gelungen, obwohl 
es auch Reaktionen der Sorte »Muß 
das denn sein?« in der Linkspartei gab 
– was ich teilweise verstehen kann, 
wenn es von politisch unerfahrenen 
Mitgliedern kommt. Aber letztlich 
zieht das Argument, daß man Kommu-
nisten nicht von der sonst so geschätz-
ten Meinungsvielfalt in diesem Projekt 
ausnehmen kann.

Was sagen Sie zum Vorwurf der 
Wählertäuschung, der Ihnen zu-
mindest indirekt gemacht wurde, 
weil Sie Ihre DKP-Mitgliedschaft 
bei Wahlkampfauftritten nicht in 
den Vordergrund gestellt haben?

Im Wahlkampf werbe ich um Stim-
men für Die Linke, weil ich auf ih-
rer Liste kandidiere – da kann man 
mir nicht vorwerfen, ich würde meine 
DKP-Mitgliedschaft verschleiern, nur 
weil ich sie nicht in den Vordergrund 
stelle. Wenn ich an einem Infostand 
der Linkspartei darauf angesprochen 
werde, daß wir ja alle Kommunisten 
seien, kann ein »Panorama«-Reporter 
auch nicht erwarten, daß ich sofort sa-
ge »stimmt«. Schließlich stehen über 

100 Kandidaten auf den Listen, darun-
ter nur wenige organisierte Kommu-
nisten. Wesentlicher ist doch, daß ich 
voll hinter dem Sofortprogramm ste-
he, das der Landesparteitag der Partei 
Die Linke beschlossen hat.

Was sind die wichtigsten Pro-
grammpunkte, für die Sie sich 
in der Bürgerschaft einsetzen 
wollen?

Zusammen mit der Fraktion und den 
Menschen dieser Stadt zunächst einen 
Stopp von weiteren Privatisierungen 
öffentlichen Eigentums erreichen. In 
der Planung ist ja, daß nun auch die 
Augenklinik des UKE verkauft werden 
soll. Dann geht es darum, den Landes-
betrieb Krankhäuser und die Einrich-
tungen von »pflegen & wohnen« zu re-
kommunalisieren. Ein weiterer Punkt 
ist mehr Demokratie – also dafür zu 
kämpfen, daß Volksentscheide Gültig-
keit haben und nicht wie bisher von 
der CDU ignoriert werden. Ein Lan-

desprogramm für Arbeit aufzusetzen, 
Ein-Euro-Jobs in sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze umzuwandeln, 
Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen 
Bereich, ein Tariftreuegesetz in Form 
einer Vergaberichtlinie für öffentliche 
Aufträge. Im Bildungsbereich geht es 
um die Kampagne »Eine Schule für al-
le«. Dafür setze ich mich ein, da habe 
ich keine Differenzen mit der Links-
partei – und im übrigen auch nicht mit 
den Menschen dieser Stadt.

Wird die Art der Zusammen-
arbeit mit der Linkspartei und 
die Medienkampagne gegen 
Christel Wegner auf Ihrem Par-
teitag am Wochenende eine Rolle 
spielen?

Sicher wird das Gegenstand von Ana-
lysen sein. Aber ich will an dieser Stel-
le betonen,daß ich gegebenenfalls für 
Die Linke, und nicht für die DKP in 
der Bürgerschaft sitzen würde. 
� Interview: Claudia Wangerin

Dokumentiert

Gewerkschafter  
für Die Linke
u Unter dem Motto »Für ein sozial ge-
rechtes Hamburg – Keine Fortsetzung 
der CDU Regierung« haben Anfang 
dieser Woche rund 120 Hamburger Ge-
werkschaftsfunktionäre zur Wahl der 
Linkspartei bei den Bürgerschaftswah-
len aufgerufen. In dem Aufruf heißt es:
Wir Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter rufen auf, bei der Bür-
gerschaftswahl 2008 die Partei Die 
Linke zu wählen.

Sieben Jahre von Beust – mit und 
ohne Schill – müssen wir teuer be-
zahlen: Kitagebühren, Büchergeld an 
Schulen, Studiengebühren, Wegfall 
des HVV-Sozialtickets und höhere 
Eintrittspreise bei Schwimmbädern 
sind nur einige Beispiele. Wir haben 
nicht vergessen, daß gegen den Wil-
len der Hamburger Krankenhäuser 
privatisiert wurden, daß die HEW 
verkauft, soziale Einrichtungen 
hemmungslos dichtgemacht, Kinder 
und Jugendliche verwahrlosen, die 
Arbeitszeit im öffentlichen Dienst 
verlängert, Arbeitsplätze vernichtet 
und Mitbestimmungsrechte abgebaut 
wurden. (…) Die Ladenöffnungszei-
ten im Einzelhandel wurden ohne 
Rücksicht auf die Beschäftigten und 
ihre Familien fast ins Uferlose verlän-
gert. (…)

Es geht auch anders. Zusätzliche 
sozialversicherungspflichtige, tarif-
lich bezahlte Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze sowie Mindestlöhne in 
allen Bereichen sind angesichts des 
Wirtschaftsaufschwungs und der 
(Milliarden)Gewinne der Unterneh-
men möglich. Ein Stopp und eine 
Rücknahme der Privatisierung öffent-
licher Einrichtungen und Dienstlei-
stungen sichert nicht nur Arbeitsplät-
ze, sondern auch die Daseinsvorsorge 
der Hamburger. Mit Klimaschutz 
können Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Eine demokratische Arbeitswelt 
braucht und verträgt volle Arbeitneh-
merrechte. (…)

Viele der Kandidatinnen und Kan-
didaten der Linken sind Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter. Sie 
setzen sich engagiert für diese Ziele 
ein. (…) Nur mit der Partei Die Linke 
ist ein politischer Wechsel möglich. 
(…) � (ag)

» ›Pano rama ‹  h at  i n  Hambu rg  n i c h t  gew i r k t «
Menschen haben andere Sorgen als DKP-Kandidatur auf der Liste der Linkspartei. Ein Gespräch mit Olaf Harms

Olaf Harms ist 
Kandidat auf Li-
stenplatz 10 der 
Partei Die Linke 

für die Hamburger 
Bürgerschaftswahl 
am Sonntag und 

Mitglied der Deut-
schen Kommunisti-
schen Partei (DKP)

Alle gut drauf in Hamburg. Am Sonntag wird gewählt
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